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über die For” tzung der_12._Sitz der Grundordnungs-




am 25.2. - 20 Mitglieder
am 26.2. - 21 Mitglieder
am 25.2. Prof. Dosse, Prof. Lambert,
Prof. Blenke, Herr Dr. Wagner,
Herr Springer
Prof. Lambert, Prof. Dosse,
Herr Dr. Wagner, Herr Springer
Reg.-Dir. Kammerer (Verwaltungsdirektor)
Rektoratsassistent Dr. Weller, Dr. Jauß
Reg.-Ass. von Loeper N
Herr Mahler als Schriftführer
Herr Hinkel
Herr Wagner










Die Verhandlung wird, wie be ‚en, von Herrn Bertram
xeleitet.
Punkt'’2der T- --ordnung: 1- Jsung wird Ffortresetzt.
Die beschlossene Fassung der Pararyraphen des GO-Entwurfs ist
in Anlage 1 wiedergegeben.
S h1 Zentrals 7 a vg -=*nhtunren (neuS46)
Abs. 1 und 2 werden jeweils einstimmig angenommen.
Zu Abs. 3: Herr Kammerer auf Befragen von Herrn Güth: Die zentraler
Einrichtungen sind von der allgemeinen Regelung des S 40 nicht aus-
genommen (vgl. Reihenfolge der Paragraphen).
Auf Antrag von Herrn Nitschke, ergänzt durch Vorschlag von Herrn
Kammerer, wird folgende Fassung des Abs. 3 beschlossen: Soweit in
der Grundordnung keine andere Regelung vorgesehen ist, erläßt der
Verwaltungsrat für diese Einrichtungen besondere Verwaltungs- und
Benutzungsordnungen. Dabei müssen für die Benutzungsordnungen die
Benutzer mitbeteiligt werden (einstimmig angenommen).
S$_42 - Verfahr-- 7-7 ="ftan - (Allgemeines) (neu S 47)
wurde schon besprochen.
Ss 43 _Beschlußfähigkeit (neu S 48)
Zu Abs. 1: Herr Kammerer erläutert: Unter Kollegialorgane sind
nicht nur die Organe nach $ 8 HSchG zu verstehen, sondern z.B.
auch der Fachbereich, die Studienkommission u.a. (alle kollegial
zusammengesetzten Gremien), vgl. S 42 Abs. 2.
Abs. 1 wird nach einer von Herrn Zoller vo”
einstimmig angenommen.
ZLunr
Zu Abs. 2: Bedenken werden gegen den letzten Satz erhoben. Es wird
überlegt, ob man für Eilfälle eine vorläufige Wirksamkeit von Be-
schlüssen festlegen könnte (Herr Hofmann) oder ob nicht eine Hei-
lung in der nächsten Sitzung ausreichen könnte (Herr Meyer-König)
oder eine Heilung mit 2/3 Mehrheit vorgenommen werden könnte (Ver-
handlungsleiter).
Auf Antrag von Herrn Kn:
anthaltungen).
— »ichen (10:4 bei 2 Stim
Abs. 2 wird im übri -n © -ommen (16:0:1).
S h4l Abstimmung (neu S_49)
Zu Abs. 1: Auf Antrag von Herrn Meyer-König wird beschlossen, Satz
2 zu formulieren: Auf Verlangen von einem Mitglied,, (statt 1/4 der
anwesenden Mitglieder) - 16:1:0.
Auf Antrag von Herrn Götz wird beschlo*sen: Das V-- "langen nach ge-
heimer Abstimmung hat Vorrang vor dem Verlangen nach namentlicher
Abstimmung - 14313:2.
Zu Abs. 2: Ein Antrag von Herrn Addicks, Abs. 2 zu
abgelehnt - 321133.
Ein Antrag, den 2. Satz zu streichen, wird abgelehnt - 8:9.
Ein Antrag von Herrn Götz, wenigstens bei $ hl, in Klammern S$ 15
HSchG hinzuzufügen, wird ebrnfalls abgelehnt (7:4:6).
Abs. 2 wird angenommen 32325
Abs. 3 wird angenommen - 14:1:2.
Zu Abs. 2 Satz 3 gibt Herr Böcker zu Protokoll, gegen den Stich-
entscheid des Vorsitzenden sei nichts einzuwenden, man sollte je-
doch vorsehen, daß er bei der 1. Abstimmung nicht mitwirke.
Es wird beschlossen, über diese Frage nochmals zu diskutieren
(8:h:lh mit der befürwortenden Stimme des Vorsitzenden}
Herr Kanmmerer äußert zu dem Vorschlag von Herrn Böcker Bedenken,
da nach Hochschulgesetz alle Mitglieder (auch der Ve
Stimmrecht hätten.
Herr Spanka beantragt, den Satz zu streichen: Stimm
gelten als Ablehnung. Abgelehnt:z 1:11:5.
Für Beibehaltung dieses Satzes sprechen sich aus: 14 bei
stimme und 2 Enthaltungen.
A Gaegen-
Zu $ 45Befan-enheit (neu S 50)
f
Herr Knauer legt einen Vorschlag
Nichtbefassung aus.
Ein Antrarz auf Wier“
vor. Herr Güth spricht sich für
rd a. _lehnt: 5:10:11.
5 46 Ordnunr -ver-töße
Die Diskussionrredrmer sprechen sich einhellig für Streichung aus.
S 46 wird gectrichen (einstimmig).
A 47 Niederschr’ften (neu $_51)
Auf Wunsch. einiger Mitglieder wird eine Äußerung von Herrn Kammerer
zu Protokoll segeben: Unter 'sonstige Anwezsende'‘' ist nicht die Hoch-
schulöffentlichkeit zu verrtehen; es sind vielmehr nur die
Teilnahmeberechtigten, z.B. beratende Mitglieder gemeint.
Auf Antrag von Herrn Pick wird ‘sonstige Anwesende' durch
"sonstige Mitwirkende’ ersetzt - 11:0:5.
Abs. 1 wird angenommen: 14:;1:0.
Abs. 2 wird angenommen: 15:03:1.
wr
Zu $ 48 Pflicht zur Verschr-"r "anheit (neu _$ 52)
Herr Götz spricht sich für Streichung aus. Abgelehnt: 1:12:2.
Auf Vorschlag von Herrn Kammerer wird Nr. 1 gestrichen - da die
Regelung in Nr. 2 enthalten ist - 9:422.
Herr Addicks regt eine Ergänzung an: Eine Beschlußfassung gegen
den Willen einer Gruppe ist nicht möglich (als 2. Satz bei Nr. 2
Gegen diesen Antrag, der begründet wird, sprechen sich aus Herr
Böcker: man solle sich nicht als Angehöriger einer Gruppe fühlen;
Herr Meyer-König: eine etwaig benachteiligte Gruppe sollte sich
an den Senat wenden; Herr Stute: das Organ sollte nicht mit Hilfe
der Öffentlichkeit unter Druck gesetzt werden. Der Antrag Addicks
wird abgelehnt: 1:10:6.
Abs. 1 wird angenommen: 14:12:21.
Herr Knauer erwähnt, daß man für diesen Paragraphen einen Hinweis
vorgesehen habe, wonach sich die Verschwiegenheit auf nicht öffent
liche Sitzungen zu beziehen habe. Er regt an, Abs. 1 wie folgt zu
beginnen: Die an den nicht öffentlichen Sitzungen Beteiligten ...
Die vorgeschlagene Änderung erscheint überflüssig und wird nicht
übernommen.
Abs. 2 wird angenommen: 14:0:1.
Zu $ 49 Vorzeit: = Ausscheiden (neu _$_ 53)
Abs. 1 und Abs. 2 werden je cingtimm“” nommen
Es wird über den 3. Abschnittz I"
Vorschriften - beraten:
'"——-= = zunächst Alilig emeine
F
Zu S$ 50 (Mit-)1ieder) (neu_$ 54)
Abs. 1 wird angenommen? 14:0:2.
Es wird zu Protokoll gegeben: Zitiert werden soll nicht S 50 Abs.
Nr. 1, sondern 'die ordentlichen Professoren', um klarzustellen,
daß die entpflichteten Professoren jeweils nicht mitgemeint sind.
Zu Abs. 2: Herr Güth regt an, die Direktoren der Universitätsbib-
liothek usw. nicht in Abs. 2 Nr. 1, sondern erst nach den Akade-
mischen Räten und wissenschaftlichen Assistenten usw. zu bringen,
da diese hier von untergeordneter Bedeutung seien. ;
Ein Antrag von Herrn Güth, in Nr. 3 '‘(wissensch“ ”*”
zu streichen, wird abgelehnt: 7:23:37.
Auf Antrag von Herrn Leonhardt wird Abs. 2 Nr. 1 wie folgt formu-
liert: Die Leiter der zentralen Universitätseinrichtungen. Sie wer-
den vom Senat als solche anerkannt - 12:2:2.
"= tan
Abs. 2 wird angenommen; 14:0:2.
S_51 Aufgaben der Univr a Se -*&gt;ahrer (neu S 55)
Abs. 1 wird einstimmig angenommen.
Zu Abs. 23 Wie in einer voran, -1genen Sitzung beschlossen, muß
as im 2. Satz statt 'Richtlinien' ‘Empfehlungen’ heißen.
Ein Antrag von Herrn Zoller, im 1. Satz einzufügen: Im Rahmen
‘ihres Fachgebiets' Lehrveranstaltungen durchzuführen, wird ab-
gelehnt - 3:9:5.
Herr Stute beantragt, im 1. Satz nach. ... können sie ... einzu-
fügen: ‘im Rahmen ihrer Minder*1ehrver-“1?&lt;.htungen'. Abgelehnt:
7371300
Auf. Antrag von Herrn Götz wird im Satz
senem Umfang‘ - 12:3:2.
Abs. 2 wird angenommen: 11:1:3.
Abs. 3 wird einstimmig angenommen.
Abs. 4: Statt '‘Institutseinrichtunren' muß es 'Univer-itätsein-
richtungen! heißen.
Abs. 4 wird einstimmig angenommen.
Zu Abs. 5: Herr Nitschke regt an, Abs. 2 Nr. 1 zu streichen.
Herr Kammerer: für den Direktor des Instituts für Leibesübungen
könne ein derartiges Recht, Prüfungen durchzuführen, entstehen.
&gt; eingefügt: 'in angemes-
Abs. 5 wird unverändert angenommen: 12:2:2.
$ 52 Beamtenrechtliche Bestimmungen
wurde gestrichen.
S_53_Urlaub_(neu_$ 56)
Abs. 1 wird angenommen: 15:0:1.
Zu Abs. 2: Herr Addicks wendet sich gegen die Formulierung:
3 ‘zusammenhängende! Tage. Herr Stute beantragt zu formulieren;
2 Tage mit aufeinanderfolgenden Lehrveranstaltungen. Herr Kammerer
schlägt vor: 2 aufeinanderfolgende Tage, an denen Lehrveranstaltun-
zen stattfinden.
Für eine dementsprechende Anderung (es wurde nur inhaltlich
abgestimmt) sprechen sich aus: 15 bei 1 Stimmenthaltung-
Abs. 2 wird angenommen: 15:0:1.
S 54 Forschungssemester
Herr Zoller regt eine Ergänzung an: Freir+ellung von Selbstver-
waltungspflichten.
Auf Antrag von. Herrn Götz wird S_5%4 —=&gt;«trichen: 11:5.
Herr Häcker regt an, in einem neuen S 54 zu regeln, daß der Uni-
versitätslehrer, der ein Forschungssemester erhält, die Unterrichts-
geldabfindung für diejenigen, die ihn vertreten, zur Verfügung stel-
len solle. Dagegen werden u.a. vorgebracht: Die Unterrichtsgeldab-
findung stelle einen Gehaltsausgleich dar und nicht eine Abfindung
für Vorlesungen (Herr Hunken). Herr Kammerer bringt rechtliche Be-
denken vor. Herr Häcker zieht seinen Antrag zurück. ;
Herr Güth_beantragt zu formulieren: Amtsträger in der Selbstver-
waltung können kein Forschungssemester für die Dauer ihrer Amts-
zeit erhalten. Herr Meyer-König hierzu: dies sei eine Selbstver-
ständlichkeit. Man solle die Grundordnung nicht zu sehr perfektioni
ren. Herr Güth zieht seinen Antrag zurück.
S_55 Mindestlehrverpflichtung (neu _S 57)
Zu Abs. 1: Herr Kammerer auf Befragen: Nach einem Erlaß des Kultus-
ministeriums seien für ordentliche Professoren6bis 8, für die üb-
rigen Universitätslehrer 4 Semesterwochenstunden vorgesehen, und
zwar als Voraussetzung für die Gewährung der Unterrichtsgeldpausche
le. )
Herr Nitschke meint, dem Dekan werde zuviel zugemutet, für die BEin-
haltung der Fezsztresetzten Mindeststundenzahl zu sorgen.
Herr Kammerer: Den Rektor oder die Verraltung vorzusehen,
gei noch schwieriger.
Auf Antrag von Herrn Hunken wird ‘in der Resel'
14:0:2.
Ada.‘ 14 wird angenommen: 15:0:;1.
Trichen!
Zu Abs. 2: Nicht nur der Betroffene, sondern jedes Mitglied des
Fachbereichs kann eine Entscheidung beantragen.
Abs. 2 wird angenommen: 14:0:2.
S 56 Wohnsitz
Die 'nähere Umgebung' wird auf's Korn genommen. Herr Götz: von
Berlin aus könne man in 55 Minuten in Stuttgart sein.
Herr Meyer-König und andere beantragen Streichung. Angenommen:
16:0:1.
S_57_Antrittsvorlesung (neu _$ 58)
Herr Güth meint, man solle diese Regelung nicht .in die Grundordnung
bringen. Hierzu Herr Kammerer: dann bestehe keine rechtliche Hand-
habe zu verlangen, daß eine öffentliche Antrittsvorlesung abgehal-
ten wird.
S 57 wird angenommen! 15% PA ‚2
S 58 Nebentätigkeit (neu_S_59)
Zu Abs. 1: Es wird darüber diskutiert, ob jedes Mitglied des Fach-
bereichs eine Entscheidung der Fakultät herbeiführen könne. Abge-
lehnt: für Fakultät entscheiden sich 12 bei 3 Gegenstimmen und
2 Stimmenthaltungen.
Abs. 1 wird angenommen: 15:0:1-
Zu Abs. 2: Herr Hunken wendet sich gegen die Regelung, da sie
nur zu einer doch teilweise schädlichen Nebentätigkeit einlade.
Herr Addicks möchte; daß alle an einer Nebentätigkeit Beteilig-
ten (nicht nur die Angehörigen des Lehrkörpers) an den Einkünf-
ten entsprechend ihrer Mitwirkung (und nicht nur angemessen) zu
beteiligen sind. Herr Kammerer: Die Angestellten und Arbeiter
sollten nicht besonders vergütet werden. Sie bekommen ja ggf. eine
Überstundenvergütung. Es sollte nur eine Entschädigung für die
wissenschaftliche Mitarbeit vorgesehen werden, die angemessen
sein sollte.
Herr Zoller setzt sich ebenfalls für eine lediglich angemessene
Entschädigung ein. Seine Assistenten würden ohne Rücksicht auf
die Mitwirkung gleichmäßig bedacht, da die Nichtmitwirkenden in
dieser Zeit die Arbeiten der Mitwirkenden mit verrichten müßten.
Herr Röhnisch erwähnt, daß er die durch Nebentätigkeit erzielten
Beträge für Diplomanden, Doktorarbeiten und Exkursionen sammle.
Herr Nitschke_beantragt einzufügen: 'auf Grund vorhergehender Ver-
einbarung' angemessen zu beteiligen.
Herr Addicks_beantragt zu formulieren; ‘Angehörige der Universität
die bei der Nebentätigkeit mitgewirkt haben, sind auf Grund vorher-
gehender Vereinbarung an den Einkünften angemessen zu beteiligen.
Abgelehnt: 6:9:2.
Herr Häcker möchte, daß auch die Studenten an den Einkünften be-
teiligt werden, soweit sie mitgewirkt hätten. Herr Knauer wendet
sich dagegen, die Diplomarbeiten zu bezahlen. Anders Herr Götz,
der sich gegen eine Sonderstellung der wissenschaftlichen Assisten
ten ausspricht; die studentischen Hilfskräfte sollten jedenfalls
beteiligt werden.
Folgende Anträge kommen zur Abstimmung:
L.
3,
Antrag _Hunken: Abs. 2 wird gestrichen - abgelehnt: 7:7:5.
Antrag Güth/Häcker: Die studentischen Hilfskräfte werden
mit in die Regelung einbezogen. Abgelehnt: 8:8:3.
Antrag Nitschke: Die Angehörigen des Lehrkörpers, die bei
der Nebentätigkeit mitgewirkt haben, sind auf Grund vor-
heriger Vereinbarung an den Einkünften angemessen zu be-
teiligen. Angenommen: 13:4:2.
Der Vorsitzende teilt mit, daß Herr Dr. Otto Fahr £-/storben
ist. Die Anwesenden erheben sich.
Die Beratung am Nachmittag wird Ic — izt mit
$_59 Auftr- “orschung (neu S$ 60)
Zu Abs. 1; Herr Knauer beantragt, die Worte 'außeruniversitäre
Interessen! zu streichen. Ablehnend Herr Bach: es müsse gewähr-
leistet sein, daß die Universität unabhängig bleibe. N
Herr Hofmann: dieser unscharfe Begriff sei unvermeidlich. Mit ihm
werde aber erreicht, daß man die Auftragsforschung überhaupt ein-
mal in Frage stelle und überprüfe.
Herr Häcker beantragt, daß die wissenschaftlichen Ergebnisse die-
ser Auftragsforschung veröffentlicht werden müssen. Hierzu Herr
Röhnisch: das sei nicht immer möglich, da vom Auftraggeber auch
eine vertrauliche Behandlung verlangt werden könne. Ablehnend auch
Herr Leonhardt: die Industrie könnte so gezwungen werden, isoliert
von der Hochschule eigene Forschungsstätten zu schaffen; man sollte
die Auftragsforschung nicht zu sehr erschweren. Herr Röhnisch;: die
Auftragsforschung beeinträchtige nicht die Forschung, sondern för-
dere sie in der Regel. Herr Hunken: der Veröffentlichungszwang ist
nicht das geeignete Mittel, die Gefahren der Auftr---forschung zu
beseitigen. ;
Herr Bach meint dagegen, die grundsätzlichen, Herr Hofmann, die
abstrahierten Ergebnisse sollten veröffentlicht werden. .
Der Antrag Knauer, 'oder auf außer-universitäre Interessen ausge-
richtet werden' zu streichen, wird abgelehnt - 7:8:2.
Herr Hunken beantragt, nicht von einer Beeinträchtigung der 'Lehr-
und Forschungsprogramme der Einrichtung', sondern der 'Lehre und
Forschung' zu sprechen. Daraufhin wird zunächst '"Programme' ge-
strichen (einstimmig) und ansch'ießend 'der Einrichtung'
(10:4:2). ;
Der Antrag Häcker (eingeschränkt): Grundlegende Ergebnisse
dieser Auftragsforschung müssen veröffentlicht werden - wird
abgelehnt: 6:7:4.
Herr Häcker gibt zu Protokoll, daß er, nachdem er sich nur nur
für eine allgemeine Veröffentlichung eingesetzt habe, das Ab-
stiumungsergebnis nicht verstehe. Herr Stute erwähnt, daß man
auch die Nachteile einer Veröffentlichung für die Volkswirtschaft
berückzichtigen müsse,
Zu Ahs. ?:; Herr Hofmann meint, we@en der Nihe der Sache solle ein
Antrags. cht des zuständigen Fachbereichs bestehen. Auf seinen An-
trag hin wird Abs. 2 ergänzt: der Verwaltungsrat karzn auch auf An-
trag des zuständigen Fachbereichs ... Dieser Antrag wird angerom-
men: 11:1:3-. .
Entspres am! Abs. 1 wird 'Preerai me dar Finrichtung'‘ gestrichen:
134031.
Abs. 2 wird angenommen: 12;:;4:2.
Abs. 3 wird gestrichen: 13:1:3.
Pa-
Fr
S 60 Versammlung der Mit lieder des ".chrkörpers
Herr Güth legt einen Änderungsantrag der Mittelbauvertreter vor,
wonach die Mitglieder des Lehrkörpers ganz bestimmte Versammlungen
bilden, um zu vermeiden, daß jede denkbare Gruppe, z.B. die der Ab-
teilungsvorsteher, eine weitere Versammlung als Wahlgremium bilde.
Herr Meyer-König spricht sich gegen Komplizierung, wie im Antrag
der Mittelbauvertreter vorliege, aus. Es reiche aus, eine generelle
Möglichkeit zur Versammlungsbildung zu schaffen. Herr Hunken: man
solle nur das Notwendige etablieren. Dagegen Herr Hofmann: eine In-
stitutionalisierung zwinge alle zur aktiven Mitarbeit.
Herr Nitschke_beantragt, Abs. 1 zu formulieren: Die Mitglieder ..
des Lehrkörpers können vor jeder Wahl auf Antrag von 3 Mitgliedern
zusammengerufen werden. Alles übrige soll gestrichen werden.
Herr Zoller meint, der Rektor oder der Dekan (und nicht der
dienstälteste Vertreter der jeweiligen Gruppe) solle die Ein-
berufung vornehmen, um so den Anschein einer Vereinsbildung zu
vermeiden. .
Ein Antrag von Herrn
438:h.
Auf ntragvonHer nBachwirdeiM inungsbild
1. GO-EntwurfS60-5:7:2
2. AntragMi telbauvertreter-Bhzh.
Böcker, S 60 zu streichen, wird abgelehnt:
Der Antrag Mittelbauvertreter wird zur Grundlage zur
stimmung gemacht. ;
Herr Nitschke beantragt, daß über die Bildung einer Versammlung d
jeweiligen Gruppe nur diese Gruppe abstimmen dürfe. ‚.Für den Antra
Nitschke sprechen sich 5 Mitglieder aus; die nach der Geschäftsor
nung erforderliche 2/3 Mehrheit wurde nicht erreicht.
Auf Antrag von Herrn Böcker wird über den Antrag Mittelbauv
satzweise abgestimmt:
S 60 Versammlung der VMi* ‘iader den Lehrkörners (neu _$S 61)





Versammlung des Akademischen Mittel-
baus ; - 11:2:3.
Die Versammlungen werden als Wahlgremium für die Selbst-
verwaltung gem. dieser Grundordnung tätig. Wo
- 12:11:64.
(2) Die Versammlung wird, solange nichts anderes festgelegt ist
vom dienstältesten Vertreter der Gruppe einberufen.
= 10:0:4.
Ein Antrag von Herrn Güth, die Abstimmungen abzubrechen
da wesentliche Teile des Abs. 1 abgelehnt worden seien,
wird abgelehnt -
(3) Die Vereinigungen können sich eine Satzung geben, die
der Genehmigung des Senats bedarf. Die Satzung muß ins-
besondere Bestimmungen über das Wahlverfahren für die
Kollegizlorgane enthalten:
{h) entfällt. ;
(5) Die Versammlung des Akademischen Mittelbaus setzt sich aus
1 Vertreter pro Fachbereich zusammen. Diese Vertreter und
ihre ‚Nachfolger werden bei den Wahlen für die Vertreter zu
den Fachbereichen aus deren Mitte bestimmt.
7:3:4% - angenommen
mit Stimme des Vor-
sitzenden.
1:5
Auf Wunsch von Herrn Bach verliest der Vorsitzende einen Brief
der Vertreterversammlung an den Vorsitzenden der GOV, wo als Ände-
rungswunsch zu S 60 u.a. aufgeführt ist: 'Die Mitglieder des in
S 50 Abs. 2 Nr. 2 - 4 aufgeführten Personenkreises wählen fachbe-
reichsweise je 1 Vertreter in die Vertreterversammlung. Die Ver-
treterversammlung ist das Wahlorgan für die Vertreter in den Gre-
mien der Gesamtuniversität mit Ausnahme des Großen Senats' 5
S 61 Verpflichtung auf die Grumderdnung (neu_$4)
wurde schon behandelt.
Es wird beraten über den neuen Abschnitt: die ordentlichen und
außerordentlichen Profersoren!
5 62 _Neuba-stzung von Lehratühlen
Abs. 1 wird einstimmig angenommen.
Abs. 2 wird angenommen - 13:0:2.
S_63_ Berufung
Zunächst wird beschlossen, S 63 zu streichen (10:5).
Bei der Beratung des S 64 gelangt man zu der Auffassung, daß
S 63 des besseren Verständnisses wegen stehenbleiben soll.
Abstimmungsergebnis: 10:0:5.
S 64 Berufungsverfahren
Abs. 1 wird angenommen - 14:03:31.
Zu Abs. 2: Herr Bach erinnert daran, daß man beim Zustandekommen
dieser Regelung an etwas größere Fakultäten gedacht habe (etwa
6 Lehrstühle). Ein entsprechender Antrag Nitschke/Bach wird ange-
nommen: Sind weniger als 12 ordentliche Professoren im Gremium be-
teiligt, so muß eine weitere Fakultät hinzugezogen werden.
- 13:0:2.
Herr Güth beantragt, in Abs. 2 einen weiteren Satz anzufügen: ist
gin Amtsvorgänger des Neuzuberufenden vorhanden, so nimmt er nicht
am Berufungsverfahren teil. Abgelehnt: 7:6:2.
Abs. 2 Satz 2 wird angenommen: 12:1:1.
Zu Abs. 3: _Herr_Runge beantragt zu formulieren: Mindestens eines
der Mitglieder muß Dozent sein. Abgelehnt: 7:6:2. Herr Runge gibt
zu Protokoll: er halte die Benachteiligung einer Gruppe für ungerech
Fertigt.
Abs. 3 wird angenommen - 9:3:2.
Abs. h4: Herr Meyer-König beantragt: statt 3 Mitglieder einer Fakul
tät soll es heißen: 3 Mitglieder der beteiligten Fakultäten.
Angenommen: 9:0:7. ;
Abs. 4 wird angenommen; 14:0:1.
Zu Abs. 523 Herr Nitschke beantragt, Abs. 5 wie folgt zu ergänzen:
Die Geschäftsordnung muß enthalten: Ein Universitätslehrer der aei-
zenen Universität kann nur berufen werden, wenn der Betreffen-
de bereits einen Ruf an eine andere Universität erhalten hat.
Hiergegen wendet sich vor allem Herr Runge: die Auswahl sollte
nur nach qualitativen Gesichtspunkten erfolgen. Eine Einschrän-
kung sei nicht gerechtfertigt. Herr Zoller: er habe rechtliche
Bedenken, da jeder sich auf eine Ausschreibung hin bewerben kön-
nen müsse.
Herr Nitschke erläutert: mit dieser Regelung sollte den Hausbe-
rufungen ein Riegel vorgeschoben werden, um zu verhindern, daß
das Niveau der Universitätslehrer gedrückt werde. Es sei sonst
nicht gewährleistet, daß eines Tages Gesichtspunkte bei der Be-
rufung mit eine Rolle spielten, die mit der Qualität nicht zu-
sammenhingen. Herr Stute hält die Manipulierbarkeit für völlig
ausgeschlossen, unterstützt den Antrag Nitschke jedoch nachdrück-
lich, zumal man die Frage der Befangenheit sehr lasch gehandhabt
habe. Auch wer nur vorübergehend in der Industrie tätig sei, fal-
le unter die Hausberufung.
Der Antrag Nitschke wird abgelehnt - 4:11:1.
Herr Güth und Herr Häcker meinen, es müsse ausreichend sein, wenn
der Betreffende auf der Berufungsliste gestanden habe.
Der nachfolgende Antrag Häcker wird angenommen: Ein Universitäts-
lehrer der eigenen Universität kann nur berufen werden, wenn der
Betreffende bereits auf der Berufungsliste einer anderen Univeri-
tät gestanden hat. - 9:3:4. ;
Ein Antrag von Herrn Böcker: Die Geschäftsordnung beschränkt sich
auf die Arbeit der Kommission — abgelehnt: 5:4:6.
Herr Nitschke beantragt, Abs. 5 des weiteren wie folgt zu ergän-
zen: ein zu Emeritierender kann bei dem Verfahren nur einmal be-
ratend von der Kommission hinzugezogen werden.
Herr Böcker hierzu: die Folge würde sein, daß sich der zu Emeri
tierende mit Kollegen bespricht, was nicht wünschenswert wäre.
Er beantragt:
Der zu Emeritierende wird nur nach Bedarf von.
der Kommission hinzugezogen - abgelehnt: 6:9:3.
Auf Anregung von Herrn Leonhardt ändert Herr Nitschke seinen
Antrag wie folgt: Ein zu Emeritierender kann bei dem Verfahren
höchstens zweimal beratend von der Kommission hinzugr“zogen wer-
den. Angenommen: 13:1:4.
S_65 Ausschreibung
Zu Abs. 1: Herr Häcker beantragt, Satz 2 zu streichen, da er kei-
nen Sinn habe.
Herr Nitschke beantragt, Abs. 1 zu formulieren; Die Berufungskom-
mission entscheidet darüber, in welcher Form die Besetzung eines
Lehrstuhls ausgeschrieben wird. Die übrigen Sätze werden gestri-
chen. Auch Herr Runge möchte, daß die Ausschreibung zur Pflicht
gemacht wird. Dagegen setzt sich Herr Stute für eine Ausnahmerege-
lung ein: (s. der vorgesehene Satz 2), auch im Hinblick darauf,
daß sich eines Tages herausstellen könne, daß sich das Ausschrei-
bungsverfahren nicht bewähre. Herr Nitschke:; es bleibe die Möglich-
keit, dann eine Ausschreibung pro forma vorzunehmen.
Der Antrag Nitschke wird abgelehnt - 9:9, ablehnende Stimme des
Vorsitzenden. ;
Herr Nitschke_ beantragt, Satz 3 wie folgt zu formulieren: Soll kei
ne Ausschreibung erfolgen, müssen die beteiligten Fakultäten 'und
der Senat' diesem Vorgehen zustimmen. Abgelehnt: 8:7:3.
Abs. 1 wird angenommen: 14:4.
Zu Abs. 2: Herr Güth beantragt, diesen zu streichen, da er ohnehin
gelte. Herr Götz und Herr Kammerer hierzu: zur Klarstellung sei es
zweckmäßig, eine entsprechende Formulierung aufzunehmen.
Abs. 2 wird angenommen: 16:1:1.
Punkt_3_der Tagesordnung} Ve-rchiedenes
Für den nächsten Sitzungstag wird Herr Hunken als Verhand-
lungsleiter vorgeschlagen. Akklamation.
5. Sitzungstag
Herr Hunken leitet die Verhandlung
5_66Berufur “ ”gschlag
Bei der Diskussion wurde mehrfach beanstandet, die erwähnten
Fristen seien zu kurz und daher nicht praktikabel. Dabei wurde
darauf hingewiesen, daß der entsprechende $ 21 des Hochschulge-
setzes zu novellieren sei.
Abs. 1: Von Herrn Nitschke wurde beantragt, die 4 Monate in 5 Mo-
nate umzuändern im 1. Satz, der mit 14:2:;2 angenommen wurde. Als
Anhang zu S 66 Abs. 1 wurde dem Antrag Leonhardt mit 14 ja und
4% Enthaltungen entsprochen, der darauf hinweisen soll, daß die Be
rufungskommission 2 Jahre vor Entpflichtung einzusetzen sei. Da-
rauf stellte Herr Götz den Antrag, daß alle Fristen in S 66 ge-
strichen werden sollen, die sich nicht auf entpflichtete Professo
ren beziehen (10 ja, 1 nein, 7 Enthaltungen).
Abs._2 wurde einstimmig angenommen mit der Bemerkung, daß die Rei-
henfolge bei der Aufstellung eines Vorschlags schon eine Entschei-
dung enthalten müsse.
Abs. 3 wurde gestrichen (15 ja, 2 Enthaltungen)
FF”
Zu Abs. 4 wurde diskutiert, ob der Senat über die Berufungen
beschließt oder sie nur förmlich zu prüfen hat. Es wurde der
Antrag Böcker mit 11 ja, 6 nein und 1 Enthaltung angenommen,
daß der Senat zu beschließen hat und daß mit diesem Inhalt eine
Neuformulierung vorgenommen werden sollte. ;
Abs. 6 wurde mit 1 Enthaltung mit folgendem Wortlaut angenommen:
Stimmt der Senat dem Vorschlag nicht zu, so leitet er ihn mit
seiner Stellungnahme der betroffenen Fakultät zur erneuten Bera-
tung zu. Die Fakultät muß innerhalb eines Monats nach Rückgabe
erneut einen Vorschlag vorlegen. Danach beschließt der Senat.
Abs. 7 wurde im vorliegenden Wortlaut mit 14 ja, 2 nein und 2 Ent-
haltungen angenommen. Abschließend zu S 66 wurde erneut darauf hin-
gewiesen, daß dieser $ im Hochschulgesetz novellierungsbedürftig
sei.
S 67 Berufung eines Nichtvorraeaschlagenen
Dieser Paragraph wurde auf Antrag von Herrn Götz mit 11 ja, 4 nein
und 2 Enthaltungen gestrichen.
S$_70 Akademische _ Rechte der Entr“lichteten (neu 8 67)
Abs. 1 wurde in folgendem Wortlaut einstimmig angenommen: Ent-
pflichtete Hochschullehrer können Lehrveranstaltungen nach Anzeige
an die Fakultät abhalten und in Promotions- und Habiliationsver-
fahren mitwirken.
Abs. 2 wurde auf Antrag von Herrn Stute mit folgender Formulierung
mit 10 ja, 4 nein und 2 Enthaltungen angenommen: Entpflichtete Hoch
schullehrer können die Universitätseinrichtungen ihres Fachgebiets
in einem von der Fakultät festzulegenden Umfang in Anspruch nehmen.
 3.
Zu Abs. 3: wurde der Antrag Zoller mit 12 Ja- und 4 Nein-Stimmen
ANgeNOMLeNS Entpflichtete Hochschullehrer haben volles Stimmrecht
in der Fakultät, solange sich mit der Vertretung ihres Lehrstuhls
beauftragt sind; danach sind sie außerordentliche Mitglieder.
5 Z21 Habilitation
wurde auf Antrag von Herrn Güth mit 14 ja und 3 Enthaltungen ge-
strichen. Diese Bestimmungen sollen in der Habilitationsordnung
geregelt werden.
S$_72 _Privatderauten (neu S 68)
Ein Antrag von Herrn Böcker, Satz 2 zu streichen, wurde abgelehnt.
der Abs. 1 wurde im vorliegenden Wortlaut angenommen.
Abs. 2 wurde einstimmig unter Streichung des Satzes 2 angenommen.
Ebenso wurde Abs. 3 €_i =” Aut angenommen
Ss 223, zh und Z2 Außerplanmäßige Professoren, Univerritätsdozenten,
Abteilungsvorsteher und WissenschaftlicheRäte(neuSs69)
Ein Antrag von Herrn Stute wird angenommen: apl. Professoren, Uni-
versitätsdozenten, Abteilungsvorsteher und Wissenschaftliche Räte
werden vom Senat auf Antrag der Fakultät ernannt, bzw. zur Ernen-
nung vorgeschlagen. Bei apl. Professoren hat die Fakultät ihrem
Vorschlag gutachtliche Äußerungen von 2 Lehrstuhlinhabern anderer
Universitäten mit Lehrstuhlreife einzuhelen.
S_76 Honor” "ran (neu $_70)
Abs. 1 wurde mit 9 ja und 5 E-
Abs. 2 _und 3 wurd
5 77 _Lehr*-  (neu _$ 71)
5: a ‚ NOMM X»
Diese Vorschrift wurde mit 11 Ja und 3 Enthaltungen mit fol-
gendem Wortlaut angenommen: Der Rektor erteilt im Benehmen
mit dem Verwaltungsrat. an Personen, die ein bestimmtes wissen-
schaftliches Gebiet in Vorlesungen oder Übungen angemes-
sen zu vertreten in der Lage sind, befrirtote Lehraufträge.
Ss 28 Gastprefa==oren und Gartdr--ntan (neu $ 72)
mit kleinen redaktionellen Ändorunren einstimri
5 79 Oberer *-* +4 und Obe= "1 &gt;»ieure (neu $ 73)
nommen.
wurde angenommen mit Streichung von 'Studienkommission'‘ und an-
statt 'Fachbereich' ‘ihrer Fakultät‘ sowie 'im Rahmen des Studien-
plans' - 12 ja, 1 nein, 2 Enthaltungen.
5 80 Wissan=-H-“+14iche » Sr -+ten (neu 5 74)
Es wurde die Zuordnung eines wissenschaftlichen Ar "tanten disku-
tiert. Dabei bestand Einigkeit, daß ein wissenschaftlicher Assistent
sowohl einer Einzelperson als auch einer Universitätseinrichtung.
als auch einem Fachbereich zugeordnet werden kann.
Fr
u
Abs. 1 wurde dann in folgender Formulierung an; enommen: Die
wissenschaftlichen Assistenten sind Mitarbeiter in den Fach-
bereichen. Sie sind zur eigenen wissenschaftlichen Arbeit
und Fortbildung verpflichtet und unterstützen Universitäts-
lehrer, soweit sie solchen von der Institutsleitung oder von
der Fakultät zugeordnet sind, in den Aufgaben, die sich aus
deren Stellung als Universitätslehrer ergeben. Sie können von
dem Universitätslehrer oder der Universitätseinrichtung, der
sie zugeordnet sind, angewiesen werden, unter ihrer Leitung
Lehrveranstaltungen durchzuführen. Es können ihnen von der Fa-
kultät selbständige Lehrveranstaltungen im Rahmen des Studien-
plans übertragen werden. Insoweit haben sie dieselben Rechte
wie die Universitätslehrer. In welchem Umfang und an welchen
Aufgaben sie selbständige Forschungsvorhaben in Instituten durch-
führen können, entscheidet die Institutsleitung. Von der Insti-
tutsleitung können ihnen bestimmte Dienstaufgaben in Lehre und
Forschung und deren Organisation übertragen werden. Insoweit sind
sie an Weisungen gebunden. Wissenschaftliche Assistenten, die dem
Fachbereich zugeordnet sind, können vom Fachbereich bestimmte
Dienstaufgaben in Lehre und Forschung und deren Organisation
übertragen werden. Insoweit sind sie an Weisungen gebunden.
Abs. 2: Die wissenschaftlichen Assistenten werden auf Vorschlag
des zuständigen Fachbereichs oder der zuständigen Universitäts-
einrichtung vom Rektor ernannt. Der zuständigen Fakultät werden
Anträge der einzelnen Universitätseinrichtungen zur Kenntnisnahme
zugeleitet. Sie sind in der Fakultät offenzulegen. Auf Antrag ei-
nes Mitglieds des Fachbereichs werden einzelne Anträge in der Fa-
kultät beraten (S$ 77 Abs. 4 neu)
Die Abs. 3 und 4 wurden ‘ _irichen.
S 81 Akademische Räte (neu _$ 75)
Abs, 1 wurde nach dem varl:
For auszusch” Z%Öben.,. law OnNnOmmean.
.. A ‚% ohne 'die Stelle ist  FP11 —
D 4
Abs. 2 wurde mit der Änderung: anstatt 'dem Fachbereich'
'ihrer Fakultät' und anstatt 'yon der Institutsleitung können'
!yon der Institutsleitung werden' und mit Streichung des Satzes
‚$ 51 Abs. 2 Satz 1 und 2 und Abs. 5 gilt entsprechend'‘ angenom-
men. ; ;
Abs. 3 wurde wie folgt formuliert: Strebt ein Akademischer Rat
die Promotion und Habilitation an, so soll ihm dafür in ange-
messenem Umfang Gelegenheit zur Durchführung gegeben werden.
F
S 82 Wiss@enschaft+liche A% 71+%*8e (neu S_76)
Abs. 1 wurde mit folgendem Wortlaut mit 11 Ja- und 5 Nein-Stimmen
angenommen: Die wissenschaftlichen Angestellten sind Mitarbeiter
in den Universitätseinrichtungen, denen sie zugeteilt sind. Sie
unterstützen die ihnen vorgesetzten Universitätslehrer in der For-
schung. Sie können von den ihnen vorgesetzten Universitätslehrern
angewiesen werden, unter ihrer Leitung Lehrveranstaltungen durch-
zuführen. Es können ihnen im Einvernehmen mit der Institutsleitung
von der Fakultät Lehrveranstaltungen im Rahmen des Studienplans
übertragen werden. Insoweit haben sie dieselben Rechte wie die Uni
versitätslehrer.
Als Abs. 2 und Abs. 3 wurde der Antrag der V--' sammlung
des Akademischen Mittelbaus mit 10 ja, 5 nein und 2 Enthaltungen
mit folgender Formulierung angenommen:
Abs. 2: Der wissenschaftliche Angestellte ist zur eigenen wissen-
schaftlichen Arbeit und Fortbildung verpflichtet. Strebt er die
Promotion oder die Habilitation an, so soll ihm dafür in angemes-
senem Umfang Gelegenheit und Zeit sur Durchführung gegeben werden.
Abs. 3: Soll für einen wissenschaftlichen Angestellten Abs. 2 nicht
gelten, so ist das im Dienstvertrag festzulegen.
of
gi
Auf Wunsch von Herrn Pick wird festgehalten, daß es ja auch
Stellen gäbe, die für den Betrieb der Lehre und Forschung
erforderlich sind, ohne daß die Stelleninhaber selbständig
in Lehre und Forschung tätig sind.
 F
S$_83 Zuordnung in_ der Selbr+*--
Zuständigkeit)
?*un- (neu_$77Zuordnungund
Abs. 1 und 2 wurden nach dem vorliegenden Text angenommen.
Zu Abs. 3 wurde nach dem vorliegenden Text mit Änderung des
letzten Satzes: 'dem Fachbereich werden diese Vereinbarung offen-
gelegt' gestrichen und tim übrigen gilt $ 28 Nr. 21', angenommen.
Als Abs. 4 wird hier neu ein Antrag von Herrn Güth eingefügt, der
bei der Beratung des $ 30 Ziff. 19 bereits angenommen wurde. Als
Überschrift für diesen S wurde mit 14 ja und 1 Enthaltung zuge-
stimmt 'Zuordnung und Zuständigkeit',
HF
Vierter Abschnitt
Die _Studenten SS _84 - 9%
Die Vertreter der Studentenschaft waren dafür, den ganzen Ab-
schnitt ersatzlos zu streichen, da hier nur Bestimmungen aus dem
Hochschulgesetz übernommen worden waren. Anstelle des goesanten
Abschnitts wurde folgende Formulierung mit 16 ja und 1 Enthaltung
angenommen!
S_78 neu - Die Studentenschaft
Der Student wird durch Immatrikulation Mitglied der Universität
und der Studentenschaft. Alle immatrikulierten Studenten bilden
die Studentenschaft. Die Studentenschaft hat als Gliedkörperschaft
r
der Universität Rechtsfähigkeit. Sie gibt sich eine Satzung,
die der Genehmigung des Großen Senats bedarf (Rechtsaufsicht).
S_95_Prüfungsordnungen (neu_$_79)
MrA
Abs. 1 wurde angenommen; Abs. 2
Ebenso wurde ersatzlos der SS 98 mit 8 ja, 4 nein und 2 Enthal-
tungen gestrichen.
S_98 Gliederung
wurde ersatzlos = ichen, da bereits bei Senat und Verwaltungs-
rat geregelt.
S 104 Soziale Einrichtungen (neu S 80 Studentenwerk)
wurde mit folgender Formulierung einstimmig angenommen: Wird das
Studentenwerk in der Rechtsform eines Eigenbetriebs der Universi-
tät geführt, so kann der Ausschuß des Studentenwerks mit 2/3 Mehr-
heit 2 Personen zuwählen, die weder dem Lehrkörper noch der Stu-
dentenschaft angehören.
S$_105 _Univer-ität-hibliothek (neu S 81)
Abs. 1 wurde einstimmig angenommen: Die Universitätsbibliothek
und die angeschlossenen Fachbereichsbibliotheken bilden ein ein-
heitliches System mit dem Ziel einer zweckmäßigen Literaturver-
sOrgung der Universität.
 x
Abs. 2 wurde mit der Veränderung '‘Hochschule' in 'Universität'
sinstimmig angenommen.
Abs. 3 wurde einstimmig angenommen.
Abs. 4 wurde angenommen mit 1 Enthaltung: Der Leiter der Fach-
bereichsbibliothek ist berechtigt, an den Fakultätssitzungen,
in denen Bibliotheksangelegenheiten beraten werden, mit beschlie-
Bender Stimme teilzunehmen.
Abs. 5 wurde mit der Veränderung: Der Ve —altv-:
Drdnung spätestens 1 Jahr nach dem Inkrafiireten der Grundordnung
beschließen. Einstimmig angenommen.
Abs. 6 wurde mit 1 Gegenstimme angenommen.
Abs. 7 wurde mit 10 ja, 2 nein und 2 Enthaltungen angenommen: Die
wissenschaftlichen Bibliothekare bilden ein kollegiales Leitungs-
gremium, dem der Bibliotheksdirektor als geschäftsführender Direk-
tor angehört. |
Abs. 8 wurde einstimmig angenommen: Der Bibliotheksdirektor ver-
tritt die Universitätsbibliothek nach außen. Ihm kann auf seinen
Antrag Gelegenheit zum Vortrag in den Gremien der Universität in
Bibliotheksangelegenheiten gegeben werden. Der Bibliotheksdirektor
kann von seinem ständigen Stellvertreter oder in begründeten Aus-
nahmefällen von einem Abteilungsleiter der Universitätsbibliothek
vertreten werden.
Inkrafttraten und _„Übergangsvorschrift en
S 111
wurde einstimmig angenommen und S_ 112 mit der Änderung ‘Bestimmunger
anstatt 'Vorschriften' ebenfalls einstimmig angenommen und ebenso




wurde mit 12 ja, 1 nein und 1 En“ Iltung an
SS 116
„NOMLOF
Abs. 1 wurde mit 13 ja und 1 EnthaltungmitderVeränderung
'’Fakultät' anstatt '‘Fachbereich'‘ angenommen.
Abs. 2 wurde in folgender Formulierung mit 11 ja. 2 nein und
1 Enthaltung angenommen: Bis zur Bildung der neuen Fakultäten
bleiben die bisherigen Zuständigkeiten der Fakultäten und Ab-
teilungen bestehen. ;
Punkt 2 der Tr-42sordnung: Verschiedenes
Damit war die 1. Lesung der Grundordnung beendet. Es wurde noch-
mals beschlossen, daß die nächste Sitzung am Dienstag, dem 18.3.196C
um 9'00 Uhr beginnt. Diese Sitzung soll bis zum Abschluß der
2. und 3. Lesung zu den üblichen Zeiten sta‘“finden.
Vorsitzender







S_46_Zentrale Uni- a “*chtungen
(1) Unives:, . “nrichtungen, die keinem Fachbereich zugeord-
net sind, sind unmittelbar dem Senat unterstellt.
(2) Die Leiter dieser Zinrichtungen werden vom Senat bestellt.
(3) Soweit in der Grundordnung keine anderen Regelungen vorge-
sehen sind, erläßt der Ver Altun; srat für diese EBinrichtun-
gen besondere Verwaltungs- und Benutzungsordnungen. Dabei
wüssen bei der Ausarbeitung der Benutzungsordnungen die Be-
nutzer in größerer Zahl beteiligt werden als die Vertreter
der Einrichtungen. Die Vertreter der Benutzer bestimmt der
Senat. Im übrigen gilt für das Verfahren S 88.
Verfahrer“vorschriften
5_47_Öffentlich“2rit_und 6 -=.\ich
(1) Alle Gremien der Selbstr —-altung tagen, soweit das Hoch-
schulgesetz nichts anderes bestimmt, unter Berückrichtigung
des S$ 52 hochschulöffentlich.
(2) Die Vorschriften der $$ 48 - 53 gelten für die Organe und
sämtliche Gremien, in denen Entscheidungen bzw. Wahlen von
mehr als einem Mitglied getroffen oder in denen Wahlen bzw.
Abstimmungen durchgeführt werden müssen, sofern nicht in




(1) Die Kollegialorgane sind beschlußfähig, wenn die Sitzung
ordnungsgemäß einberufen und mindestens die Hälfte aller
Mitgliederanwesend ist. .
Eine ordnungsgemäße Einberufung liegt vor, wenn die ent-
sprechenden Vorschriften der Grundordnung oder die der da-
7enden Geschäftsordnungen eingehalten wurden,
5_49_Abstimmung
(1) In der Regel wird offen abgestimmt. Auf Verlangen von einem
Mitglied ist geheim oder namentlich abzustimmen.
I24)
(2) Die Beschlü-:oa werden mit der 1 "=. it der Stimmen der an-
wesenden Mitglieder gefaßt. Der Vorsitzende stimmt mit ab.
Stimmenthaltungen gelten als Ablehnung. Bei Stimmengleich-
heit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.
(3) Die Mitglieder der Kollexi 77
Weisungen nicht gebunden.
779 sind an Aufträge und
S_50_Befanr &gt;nheit
(1) Bin Mitglied eines Kol... ii. lorgans ist bei Angel. genheiten
nicht stimmberechtigt, die ihm selbst oder einem nahen Ver-
wandten bis zum 2, Grad einen Vorteil oder Nachteil bringen
würden. Bei Beschlußfassungen über personelle Angelegenhei-
ten sollen sich die Mitglieder als befangen betrachten, die
sine gleiche Stellung, über die zu entscheiden ist, direkt
für sich selbst anstreben.
(2) Die Entscheidung, ob ein Grund zur Befan; enheit vorliegt,
trifft in Zweifelsfällen das jeweilige Kollegialorgan in
Abwesenheit des Betroffenen.
(3) Für den Rektor und den © A
5_51_Ni97- Pan
OM 1lt Abs, 1 und 1chend.
(1) Über die Verhandlungen der Koll- ,ialorgane sind Niederschri
ten anzufertigen. Diese müssen Tag und Ort der Sitzung, die
Zahl der Anwesenden und die Namen der abwesenden Mitglieder,
die Namen der sonstigen Mitwirkenden, die behandelten Gegen-
stände, die Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis ersehen
lassen. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und dem Schrift
führer zu unterzeichnen.
(2) Die Tagosordnung und die Nic: c*-iften der Sitzungen des
Senats, des Großen Senats und des Studentenparlaments wer-
den jeweils an alle Einrichtungen der Universität, die der
Fakultäten an die Einrichtungen, die ihr zugeordnet sind, so
vie an den Rektor verschickt. Der Verwaltungsrat leitet Ba-
x
schlußprotokolle an alle Einrichtungen der Universität.
Die Unterlagen sind allen Mitgliedern der Universität
durch vierwöchige Auslegung zugänglich zu machen.
5_52_Pflicht_zur_Ve- —.&gt; dr ns &gt;
(1) Die an den Sitzungen Be.._.l. len sind zur Verschwicecgenheit
und zur Geheimhaltung verpflichtet, soweit dies durch Be-
schluß des betreffenden Kollegialorgans besonders festge-
legt wurde, Eine solche Anordnung darf nur aus Gründen des
öffentlichen Wohls oder zum Schutz berechtigter Interessen
Einzelner angeordnet werden. Sie ist aufzuheben, sobald sie
nicht mehr gerechtfertigt ist.
(2) Diese Verpflichtung besteht auch nach dem Au:
dem KollerialorganoderderUniversitätfort.
$_53_Vorzeitires Ausscheiden
(1) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so
wird das an dessen Stelle tretende Mitglied nur für die
restliche Amtszeit bestellt.






(1) Den Lehrkörr Tr ds ren Sinne bilden die Univ ".itiätslehrer:
 {}
die ordentlichen Professoren (Lehrstuhlinhaber) und
die entpflichteten ordentlichen Professoren,
2. die Dozenten:
a) die Abteilungsvorsteher und Wissoenschaftl. Räte,
b) die außerplanmäßigen Professoren,
ce) die Universitätsdozenten,
d) die Privatdozenten, wenn sie an der Universität
in ihrem Fachbereich tätig sind.
die Honorarprofessoren. Soweit ein Honorarprofessor
wichtige Lehr- und Forschungsaufgaben wahrnimmt, kann
ar durch Beschluß der Fakultät in der Selbstvervwal-
tung dieselben Rechte verliehen bekommen wie die eines
Dozenten,
(2) Dem Lehrkörrer ir ”-ren Sinne gehören außerdem an!
die Leiter der zentralen Univerrs .tätseinrichtungen.
Sie werden vom Senat als solche anerkannt, ;
die Akademischen Räte und Oberräte und die ihnen
vergleichbaren in Lehre und Forschung tätigen Beam-
ten des höheren Dienstes,
2
Y die Wissenschaftlichen Assistenten, Ob '’assistenten
und Oberingenieure (wissenschaftliche Arsistenten),
4. di* ° -enschaftlichen An- -*-1llten,
5. die Lehrbeauftragten,
6. die Gastnrrc“-rreren und S-
$_55_Aufgaben_der_Uni“ = ++ "Tahrer
m a2zenten.
(1) Die Universitätslehrer haben ihr Fachgebiet als Forscher und
Lehrer zu vertreten. Sie bilden in ihrem Fachgebiet und in
den Universitätseinrichtungen Arbeitsgruppen von in Forschung
und Lehre gleichberechtigten Wissenschaftlern,
2) Unbeschadet des Rechts der Freiheit der Lehre können sie in
angemessenem Umfang von der Studienkommission bzw. dem Fach-
bereich verpflichtet werden, im Rahmen des Studienplans Lehr-
veranstaltungen durchzuführen. Die Studienkommission kann
De
er
Empfehlungen für die Lehr="thoden €‘ llen., Die Universi-
tätslehrer haben darüber hinaus das Recht, weitere Lehrver-
anstaltungen abzuhalten,
Unbeschadet des Reachts der Freiheit der Forschung entschei-
det die Institutsleitung, welche Forschungsvorhaben mit In-
stitutsmitteln durchgeführt werden. Sofern die Arbeit des
Instituts in Lehre und Forschung nicht beeinträchtigt wird,
hat die Institutsleitung einzelnen Universitätslehrern des
Instituts zu gestatten, auch solche Forschungsvorhaben im
Institut durchführen zu lassen, die von außen finanziert wer-
den. Auf Antrag eines Universitätslehrers des Instituts. ent-
scheidet bei Uneinigkeit der Fachbereich endgültig.
(4) Beamtete Universitätslehrer sind verpflichtet, in den Univer-
sitätseinrichtungen ihres Fachgebiets Leitunrmsaufyaben zu über
nehmen.
(5) Die Mitglieder des Lehrkörpers nach $ 54 Abs. 1 Nr. 1 und 2
sowie Abs. 2 Nr. 1 - 4 haben das Recht, Prüfungen in den Fä-
chern durchzuführen, in denen sie selbständige Lehrveranstal-
tungen abhalten. Die übrigen Mitglieder des Lehrkörpers können
von der Fakultät das Recht zu prüfen verliehen bekommen. Beam-
tete Universitätslehrer sind verpflichtet, bei akademischen
Prüfungen und bei staatlichen Prüfungen, durch die ein Hoch-
schulstudium abreschlossen wird, mitzuwirken.
5_56_ Urlaub
(1) Universitätslehrer bedürfen in der vorlesungsfreien Zeit kei-
ner besonderen Beurlaubung. Bei einer Abwesenheit von länger
als einer Woche teilen sie dies dem Dekan mit und regeln ihre
Vertretung.
(2) Eine Unterbrechung der Lehrtätigkeit, die nicht auf Krankheit
beruht, bedarf bei allen Universitätslehrern während der Vor-
lesungszeit für mehr als zwei aufeinanderfolgende Tage, an
denen Lehrveranstaltungen stattfinden, der Genehmigung des
Dekans, für mehr als 10 Tage der Genehmigung des Rektors.
In
(3) Die Beurlaubung der übrigen Mitglieder des Lehrkörpers und
des technischen und Verwaltungspersonals regelt sich nach
den allgemeinen Urlaubsvorschriften für den öffentlichen
Dienst.
S_57_Minde 7" tar »pflichtung
(1) Der Dekan sorgt dafür, daß die Univerr**“tslehrer die fest-
gelegten Mindeststundenzahlen einhalten. Er berücksichtigt
dabei die Verpflichtungen in der Forschung und der Selbst-
verwaltung.
(2) Von jedem Mitglied des Fachbereichs kann hierzu eine Ent-






müssen innerhalb 1 Jahres nach ihrem
"ntliche Antrittsvorlesung halten.
5_59_Nebentätigkeit
(1) Durch die Ausübung einer Nebentätigkeit darf die ordnungs-
mäßige Vertretung des Fachgebiets in Forschung und Lehre
nicht beeinträchtigt werden. Der Dekan wacht darüber, daß
keine Beeinträchtigung vorliegt. Von. jedem Mitglied der Fa-
kultät kann eine Entscheidung der Fakultät herbeigeführt
werden.
(2) Die Angehörigen des Lehrkörpers, die bei der Nebentätigkeit
mitgewirkt haben, sind aufgrund vorheriger Vereinbarung an
den Einkünften angeressen zu beteiligen.
5_60_Auftrr  schung
(1) Durch die Übernmahrme von Forschurngs- und Entwicklungsauf-
trägen, die in Univerritätseinrichtungen durchgeführt wer-
den, dürfen Lehre und Forschung nicht beeinträchtigt oder
einseitig auf außerun‘ -rritäre Int ---en av’ -ypichtet
werden. ;
'2) Der Ver: 7‘ -rat kann Auskünfte über die Art und den
Umfang von Forschungs- und Entwicklungsaufträgen, die in
Universitätseinrichtungen durchgeführt werden, verlangen.
Er ‚kann, wenn die Gefahr einer Beeinträchtigung der Lehre
und Forschung besteht, auch auf Antrag des zuständigen Fach-
bereichs, verlangen, daß ein solcher Auftrag abgelehnt oder
beendet wird.
5_61_Versammlun,_der_Anfehörigen_der"57m an Sinne
(1) Die Angehörigen des Lehrkörpers nach S 54 Abs. 2 Nr. 1-4
bilden eine Versammlung, die als Wahlgremium für die Selbst-
verwaltung gemäß dieser Grundordnung tätig werden kann.
{2) Die Versammlung wird, solange nichts anderes festgelegt ist,
vom dienstältesten Vertreter der Gruppe einberufen.
(3) Die Versammlung kann sich eine Satzung geben, die der Ge-
nehmigung des Senats bedarf. Die Satzung muß insbesondere
Bestimmungen über das Wahlverfahren für die Kollegialorga-
ne enthalten. In der Satzung ist vorzusehen, daß eine Ver-
treterversammlung gebildet wird, die sich aus einem Vertre-
ter je Fachbereich und der zentralen Universitätseinrichtun-
gen zusammensetzt. Die Vertreter der einzelnen Fachbereiche
werden in Versammlungen der einzelnen Fachbereiche bzw. der





Pla  "uh len
1) Wird ein Lehrstuhl frei, so hat die Fakultät, zu der er
gehört, zu beschließen, für welches Fachgebiet er wieder-
besetzt werden soll. Wenn er für ein anderes Fachgebiet
als bisher verwendet werden 830ll1, bedarf diese Umwandlung
der Zustimmung des Senats.
2) Soll ein Lehrstuhl in einen anderen Fachbereich verlegt
werden, müssen die abgebende und die aufnehmende Fakultät
sowie der Senat zustimmen.
S_63_Berufung
Die ordentlichen Professoren werden aufgrund eines begründeten
Vorschlags der Universität, der drei Namen in einer bestimmten
Reihenfolge enthalten soll, durch das Kultusministerium berufen.
S_64_Berufur wwr--Fahren
(1) Die für die Besetzung eines Lehrstuhls zuständige Fakultät
teilt die beabsichtigte Eröffnung eines Berufungsverfahrens
allen anderen Fakultäten der Universität mit.
(2) Die zuständige Fakultät schließt sich mit einer anderen Fa-
kultät, die dem Fachgebiet des zu besetzenden Lehrstuhls am
nächsten verwandt ist, zur Durchführung des Berufungsverfah-
renzs zusammen, Sind weniger als 12 ordentliche Professoren
beteiligt, so muß eine weitere Fakultät hinzugezogen werden.
Jedes Mitglied einer nichtbeteiligten Fakultät kann sein In-
teresse an dem Verfahren anmelden und an den gemeinsamen Sit-
zungen der beiden Fakultäten mit beratender Stimme teilnehmen.
(3) Die beiden zusammengeschlossenen Fakultäten, erweitert um
die Einzelmitglieder, bestimmen eine Berufungskommission,
die einen Berufungsvorschlag ausarbeiten muß. Der Kommission
gehört auch ein Vertreter des Lehrkörpers nach $ 54 Abs,
Nr. 2 - 4 und der Studentenschaft an.
(4) Bei Meinungsverschiedenheiten über die Durchführung des
Berufungsverfahrens entscheidet auf Antrag von mindestens
drei Mitgliedern der beteiligten Fakultäten der Senat über
das weitere Vorgehen.
(5) Der Senat erläßt eine Geschäftsordnung über das Verfahren,
Dabei muß geregelt werden, daß ein Dozent der Universität
Stuttgart nur berufen werden kann, wenn der Betreffende be-
reits auf der Berufungsliste einer anderen Universität ge-
standen hat; außerdem, daß der Lehrstuhlinhaber, dessen
Lehrstuhl neu zu besetzen ist, bei dem Verfahren zur Aus-
wahl seines Nachfolgers höchstens zweimal von der Berufungs-
kommission zur Beratung zugezogen werden kann.
5_65_Ausschreibung
(1) Die Berufungskommission entscheidet darüber, ob und in wel-
cher Form die Besetzung eines Lehrstuhls ausgeschrieben wird,
Von der Ausschreibung kann nur in begründeten Ausnahmefällen
abgesehen werden. Soll keine Ausschreibung erfolgen, müssen
die beteiligten Fakultäten diesem Vorgehen zustimmen.
(2) Die Berufungskommission kann auch Personen vorschlagen, die
sich nicht beworben haben.
5_66_Berufungzverschlag
(1) Im Falle der Entpflichtung des bisherigen Lehrstuhlinhabers
wegen Erreichung der Altersgrenze haben die zuständigen Fa-
kultäten zwei Jahre vor dem Wirksamwerden der Entpflichtung
eine Berufungskommission zu bestimmen. Diese hat den betrof-
fenen Fakultäten mindestens 8 Monate vor der Entpflichtung
einen Vorschlag vorzulegen.
(2) Stimmt der Senat einem Vorschlag auf Besetzung eines Lehr-
stuhls nicht zu, so leitet er ihn mit seiner Stellungnahme
der zuständigen Fakultät zur erneuten Beratung zu. Die
Fakultät muß innerhalb eines Monats nach Rückgabe erneut
sinen Vorschlag vorlegen. Danach entscheidet der Senat,
(3) Jedes Mitglied des Lehrkörpers kann zu dem Vorschlag ein
Sondervotum abgeben, das auf Verlangen der Vorlage an das
Kultusmir“ %5erium bei:- fügtwird.
3_67_Akademj che Rechte der _Ent-*17 4 chtaten
(1) Entpflichtete Hochschullehrer können Lehrvs- Taltungen
nach Anzeige an die Fakultät abhalten und in Promotions-
und Habilitationsverfahren mitwirken.
(2) Entpflichtete Hochschullehrer können die Univ- *”"tsein-
richtungen ihres Fachgebiets weiterhin in einem von der
Fakultät festzulegenden Umfang mit in Anspruch nehmen.
(3) Entpflichtete Hochschullehrer sind außerordentliche Mit-
glieder der Fakultät. Solange sie mit der Vertretung ihres
Lehrstuhls beauftragt sind, wirken sie in der Selbstverwal-
tung mit vollem Stimmrecht mit.




(1) Die Fakultät verleiht den Personen, die sich in ihrem Be-
reich habilitiert oder umhabilitiert haben, auf Antrag die
mit dem Recht zur Führung der Bezeichnung "Privatdozent"
verbundene Lehrbefugnis. Die Tätigkeit eines Privatdozantaean
in seinem Fachbcrcich an der Univorsität kann die Fakultät
nur dann versagen, wenn durch sie ein ordnungsgemäßer Lehr-
und Forschungsbetrieb erheblich beeinträchtigt würde.
Privatdozenten sind berechtigt und verpflichtet, in ihrem
Fachgebiet Lehrveranstaltungen von mindestens 2 Semester-
wochenstunden durchzuführen.
(2)
3) Die Lehrverpflichtung erlischt mit der Vollendung des 65.
Lebensjahres, Auf seinen Antrag kann der Privatdozent mit
Ablauf des 62. Lebensjahres von der Fakultät von seiner
Lehrverpflichtung befreit werden. Er wirkt danach in der




Die außerplanmäßigen Professoren, die Universii trdozenten,
die Abteilungsvorsteher und die Wissenschaftlichen Räte werden
auf Antrag der zuständigen Fakultät vom Senat ernannt bzw. zur
Ernennung vorgeschlagen. Die zuständige Fakultät hat bei Anträ-
gen auf Ernennung von außerplanmäßigen Professoren, Abteilungs-
vorstehern und Wissenschaftlichen Räten gutachtliche Äußerungen






Zum Honor 7 7ofessor kann bezvellt werden, wer auf einem be-
stimmten Wissenschaftsgebiet den Anforderungen entspricht. die
an Lehrstuhlinhaber gestellt werden. Auf Antrag der zuständigen
Fakultät beschließt der Senat den Ernennungsvoraschlag.
S_71_Lehrbeauftragte
Der Rektor erteilt im Benehmen mit dem Verwaltungsrat auf An-
trag einer Fakultät an Personen, die ein bestimmtes wissenschaft-
liches Gebiet in Vorlesungen und Übungen angemessen zu vertreten
in der Lage sind, befristete Lehraufträge,
$_72_Gastr 7” 7 7&gt;ren und Ger-+As-Astan
Der Rektor verpflichtet im Benehmen mit dem Verwaltungsrat auf
Antrag einer Fakultät jeweils für einen im voraus begrenzten
Zeitraum Personen als Gastprofessoren oder Gastdozenten.
Die Ansrer* aM or






Oberassistenten und Oberingenieure sind Mitarbeiter in den Fach
bereichen. Es können ihnen von ihrer Fakultät Lehrveranstaltun-
gen übertragen werden. Insoweit haben sie dieselben Rechte wie
die Universitätslehrer. In welchem Umfang sie selbständig For-
schungsvorhaben in Instituten durchführen können, entscheidet
die Institutsleitung. In diesen Fällen gilt S 55 Abs, 2, 3 und
5 entsprechend.
Von der Institut._leitung können ihnen bestimmte Dienstaufgaben
übertragen werden. Insoweit sind sie an Weisungen gebunden.
5 74 Wiares) &gt; “1icheAssistenten
(1) Die Wissenschaftlichen Assistenten sind Mitarbeiter in den
Fachbereichen. Sie sind zur eigenen wissenschaftlichen Ar-
beit und Fortbildung verpflichtet und unterstützen Universi-
tätslehrer, soweit sie solchen von der Institutsleitung oder
der Fakultät zugeordnet sind, in den Aufgaben, die sich
aus deren Stellung als Universitätslehrer ergeben. Sie
können von dem Universitätslehrer oder der Leitung der
Universitätseinrichtung, der sie zugeordnet sind, ange-
wiesen werden, unter ihrer Leitung Lehrveranstaltungen
durchzuführen, Es können ihnen von der Fakultät Lehrver-
anstaltungen im Rahmen des Studienplans übertragen werden.
Insoweit haben sie dieselben Rechte wie die Universitäts-
lehrer. In welchem Umfang und an welchen Aufgaben sie selbst
ständig Forschungsvorhaben in Instituten durchführen können
entscheidet die Institutsleitung. Von der Institutsleitung
können ihnen Dienstaufgaben in Lehre und Forschung sowie
deren Organisation übertragen werden, Insoweit sind sie an
Weisungen gebunden. Wissenschaftliche Assistenten, die dem
Fachbereich zugeordnet sind, können von diesem Dienstaufga-
ben in Lehre und Forschung sowie deren Organisation über-
tragen werden. Insoweit sind sie an Weisungen gebunden, Der
Senat, die Fakultät und die Universitätseinrichtungen haben
die Fortbildung der wissenschaftlichen Assistenten zu för-
dern. ;
(2) Die Wissenschaftlichen Assistenten werden auf Vorschlag des
zuständigen Fachbereichs oder der zuständigen Universitäts-
einrichtung vom Rektor ernannt, Der zuständigen Fakultät
werden Anträge der einzelnen Universitätseinrichtungen zur
Kenntnisnahme zugeleitet. Sie sind in der Fakultät offenzu-
legen. Auf Antrag eines Mitglieds des Fachbereichs. werden
sinzelne Anträge in der Fakultät beraten (S 77 Abs. 4).
5_75_Akademische_Räte
(1) Zur Durchführung von Lehr- und Forschungsaufgaben, zur Ver-
waltung von Geräten und Sammlungen, für das wissenschaftli-
che Beschaffungswesen, für die Institutsverwaltung und ähn-
liche Aufgaben können Akademische Räte ernannt werden. Der
Senat stellt auf Vorschlag der zuständigen Fakultät den Er-
nennungsantrarg.
(2) Es können ihnen von ihrer Fakultät Lehrveranstaltungen im
Rahmen des Studienplans übertragen werden. Insoweit haben
sie dieselben Rechte wie die Universitätslehrer. In wel-
chem Umfang und an welchen Aufgaben sie selbständig For-
schungsvorhaben in Instituten durchführen können, entschei-
det die Institutsleitung. Von der Institutsleitung werden:
ihnen Dienstaufgaben in Lehre, Forschung und Verwaltung über-
tragen. Insoweit sind sie an Weisungen gebunden.
(3) Strebt ein Akademischer Rat die Promotion oder die Habilita-
tion an, so soll ihm dafür in angemessenem Umfang Gelegen-
heit zur Durchführung gegeben werden.
S_76_Wissens-hn"+Iiche Anrestellte
(1) Die wissenschaftlichen Angestellten sind Mitarbeiter in den
Universitätseinrichtungen, denen sie zugeteilt sind. Sie un-
terstützen die ihnen vorgesetzten Universitätslehrer in der
Forschung. Sie können von den ihnen vorgesetzten Universi-
tätslehrern angewiesen werden, unter ihrer Leitung Lehrver-
anstaltungen durchzuführen. Es können ihnen im Einvernehmen
mit der Institutsleitung von ihrer Fakultät Lehrveranstal-
tungen im Rahmen des Studienplans übertragen werden. Inso-
weit haben sie dieselben Rechte wie die Universitätslehrer,
In der Forschung sind sie an die Weisungen der Institutslei
tung gebunden.
Der wissenschaftliche Angestellte ist zur eigenen wissen-
schaftlichen Arbeit und Fortbildung verpflichtet. Strebt er
die Promotion oder die Habilitation an, so soll ihm dafür
in angemessenem Umfang Gelegenheit und Zeit zur Durchführung
regeben werden.
(3) Soll für einen wi. „ilichen Angestellten Abs, 2 nicht
gelten, so ist das im Dienstvertrag festzulegen.
AT
5 77_Zuordnung _und_Zuständigkeit
(1) Die Angehörigen des Lehrkörpers nach $S$ 54 Abs, 2 Nr. 2 und
3 sowie diejenigen Angestellten, welche nur vorübergehend
in Ermangelung einer Stelle nach Nr. 2 und 3 im Angestell-
tenverhältnis beschäftigt sind, sind Mitarbeiter in den
Fachbereichen.
{2) Die Planstellen für die in Abs. 1 Genannten werden vom Ver-
waltungsrat entweder den Fachbereichen oder den Universitäts-
sinrichtungen, in Ausnahmefällen auch diesen für einzelne
Universitätslehrer zugewiesen. Dasselbe gilt bei Änderungen
in der Zuweisung.
(3) Für die Stellen, die den Universitätseinrichtungen zugewie-
sen sind, haben diese das Vorschlagsrecht bei der Anstellung
und Entlassung. Sie setzen die konkreten dienstlichen Auf-
zaben fest und sind für die wissenschaftliche Betreuung ver-
antwortlich. Dem Fachbereich sind diese Vereinbarungen offen-
zulegen.
(4) Die Fakultät entscheidet auf mittelbaren oder unmittelbaren
Antrag, insbesondere bei Kontroversen hinsichtlich Einstel-
lung, Vereinbarungen mit Universitätseinrichtungen oder Uni-
versitätslehrern und Entlassung.
Das Rektoramt ist zuständig für den Abschluß des Dienstver-
trages, die arbeitsrechtliche Vertretung der Universität




Der Student wird durch die Immatrikulation an der Universität
Stuttgart Mitglied der Universität und der Studentenschaft. All»a
immatrikulierten Studenten bilden die Studentenschaft. Die
Studentenschaft hat als Gliedkörperschaft der Universität
Rechtsfähigkeit. Sie gibt sich eine Satzung, die der Geneh-
migung des Großen Senats bedarf (Rechtsaufsicht). Der Haus-






Ordnungen über die akademischen Zwischen- und Abschlußprüfun-
gen erläßt auf Vorschlag der Studienkommission bzw. der zustän-




S_ 80_Stus an anranle
Wird das Studentenwerk in der Rechtsform eines Eigenbetriebs
der Universität geführt, so kann der Ausschuß des Studenten-
werks mit zwei Drittel Mehrheit zwei Personen wählen, die weder
dem Lehrkörper noch der Studentenschaft angehören.
5_81_Uniwe=-" üb) inthek
(1) Die Universitätsbibliothek und die angeschlossenen Fach-
bereichsbibliotheken bilden ein einheitliches System mit
dem Ziel einer zweckmäßigen L)*-vraturversorgung der Uni-
versität.
(2) Die Universitätsbibliothek ist eine zentrale Einrichtung
der Universität, Fachbereichsbibliotheken können von den
Universitätseinrichtungen errichtet werden, wenn diese es
als sinnvoll erachten und wenn die personelle Situation
8s erlaubt. In diese Fachbereichsbibliotheken können die
Universitätseinrichtungen ihre gesamten Bestände oder Teile
ihrer Bestände einbringen. Nur auf ausdrücklichen Wunsch
dieser Fachbereichsbibliotheken werden sie in das einheit-
liche System aufgenommen. Auf besonderen Antrag können auch
Bibliotheken von Universitätseinrichtungen in dieses System
nit aufgenommen werden, wobei dem Antrag der Verwaltungsrat
zustimmen muß.
(3) Die Fachbereichsbibliotheken werden von einem wissenschaft-
lichen Mitarbeiter der Universitätsbibliothek geleitet, Über
die Verwendung des Etats der Fachbereichsbibliothek entschei
det der Fachbereich, Wichtige, den Standort der Bücher so-
wie die Benutzung der Fachbereichsbibliotheken betreffende
Entscheidungen können nur mit Zustimmung des Fachbereichs
geregelt werden.
(h) Der Leiter der Fachbereichsbibliothek ist berechtigt, an
den Fakultätssitzungen, in denen Bibliotheksangelegenheiten
beraten werden, mit beschließender Stimme teilzunehmen.
(5) Für die Verwaltungs- und Benutzungsordnung gilt $S 88.
(6) Die wissenschaftlichen Bibliothekare bilden ein kollegiales
Leitungsgremium, dem der Bibliotheksdirektor als geschäfts-
führender Direktor angehört.
(7) Der Bibliotheksdirektor vertritt die Universitätsbibliothek
nach außen. Ihm kann auf seinen Antrag Gelegenheit zum Vor-
trag in den Gremien der Universität, soweit Bibliotheksan-
gelegenheiten beraten werden, gegeben werden. Der Bibliotheks-
direktor kann von seinem ständigen Stellvertreter oder in Aus









Bestimmungen dieser Grundordnung, die das Vorhandensein der
neu zu bildenden Organe bzw. Einrichtungen voraussetzen, sind
erst nach Bildung dieser Organe bzw. Einrichtungen anzuwenden.
Bis dahin gelten die entsprechenden Vorschriften der bisheri-
zen Verfassung® weiter
5S_Oh_Wahlen_für_den_neuen_Großen_Senat_und_den_neuen_Senat
Der amtierende Rektor führt unverzüglich nach dem Inkrafttre-
ten dieser Grundordnung die Wahlen für die Gruppenvertreter
des Großen Senats und des Senats durch, Er beruft die erste
Sitzung des Großen Senats ein, in der ein Vorsitzender und
Bin Stellvertreter zu wählen sind.
S 85 Senantskormissionen
Die bestehenden Kommissionen des Großen Senats und des Kleinen
Senats sind innerhalb von 4 Monaten nach Inkrafttreten dieser
äarundordnung zu bestätigen oder neu zu bilden, Geschieht dies
nicht, gelten sie als aufgelöst.
5_56_Überleitung auf_den_neuen_Rektor
(1) Der Rektor bleibt im Amt, bis ein neu gewählter Rektor
sein Amt antritt.,. Den Zeitpunkt dafür bestimmt der Große
Senat. Er leitet bis zur Ernennung des Kanzlers die Per-
sonal- und Wirtschaftsverwaltung mit Unterstützung des
Verwaltungsdirektors weiter.
(2) Der bisherige Prorektor bleibt im Amt, bis ein Prorektor
nach dieser Grundordnung gewählt ist und sein Amt über-
nimmt. Den Zeitpunkt dafür bestimmt der Senat.
5_57_Uberleitung auf_die_neuen_Fachbereiche
(1) Die bisherigen Abteilungsleiter müssen unverzüglich nach
dem Inkrafttreten dieser Grundordnung die Wahlen für die
Gruppenvertreter durchführen und danach die erste Sitzung
der neuen Fakultäten einberufen, Bis zur Wahl der neuen
Dekane und deren Amtsantritt bleiben die Abteilungsleiter
im Amt. Den Zeitpunkt des Amtsantritts bestimmt die Fakul-
tät. Dasselbe gilt für ihre Stellvertreter.
(2) Bis zum Zusammentritt der neuen Fakultäten bleiben die bis-
herigen Zuständigkeiten der Fakultäten und Abteilungen be-
stehen.
'3) Die Zuordnung der Universitätslehrer nach S 54 Abs, 1 Nr.
1 und 2 und der Universitätseinrichtungen zu den neuen
Fachbereichen beim Inkrafttreten ist in einer Anlage zu
dieser Grundordnung festgestellt.
(4) Wird ein neuer Fachbereich eingerichtet (S 39), ändert
sich damit ohne besondere Änderung der Grundordnung auch
die Zusammensetzung des Großen Senats (SS 12 Nr. 4 - 8).
)_50_Erlaß von_Verwaltungs-_und_Benutzuneserinungen für _die
Universi+”"+&lt;einri chtungen
(1) Jede Universitätseinrichtung muß innerhalb von 6 Monaten
nach Erlaß der Grundordnung dem Verwaltungsrat einen Vor-
schlag für eine Ordnung vorlegen. In Universitätseinrich-
sungen mit eigenem Haushalt ist der Vorschlag von dem Gre
mium nach $ 45 Abs. 2, in Universitätseinrichtungen ohne
eigenen Haushalt von dem zuständigen Fachbereich zu be-
schließen. Die danach erforderlichen Maßnahmen sind von
ler derzeitigen Leitung der Universitätseinrichtung zu ver
anlassen. Der Verwaltungsrat muß die Ordnungen spätestens
1 Jahr nach dem Inkrafttreten der Grundordnung erlassen,
Für die Universitätseinrichtungen, die keinen Vorschlag
vorlegen, erläßt der Verwaltungsrat innerhalb eines Jahres
nach Inkrafttreten der Grundordnung eine Ordnung nach An-
hörung der Angehörigen des Lehrkörpers, der Vertreter der
zuständigen Fachschaft sowie von Vertretern der an den LBin-
richtungen tätigen Bediensteten.
(2) Die Universitätsbibliothek muß innerhalb von 6 Monaten nach
Inkrafttreten der Grundordnung dem Verwaltungsrat einen Vor
schlag für eine Ordnung, in der die Verwaltung des Biblio-
thekssystems und die Benutzung der Universitätsbibliothek
geregelt sind, vorlegen. Der Verwaltungsrat muß eine Ord-
nung spätestens ein Jahr nach dem Inkrafttreten der Grund-
ordnung beschließen und dem Kultusministerium zur Zustim-
mung vorlegen, Die Benutzungsordnungen der Fachbereichsbib-
lLiotheken müssen innerhalb von 6 Monaten nach deren Errich-
sung nach Zustimmung des Fachbereichs dem Verwaltungsrat
vorgelegt und von diesem innerhalb eines Jahres erlassen
werden.
(3) Die Vorlage der Verwaltungsordnung an den Verwaltungsrat
wird von der Bibliotheksversammlung beschlossen. Sie wird
vom Bibliotheksdirektor einberufen. Zu dieser Versammlung
gehören alle Angehörigen des wissenschaftlichen Dienstes
und vier gewählte Vertreter der an der Universitätsbiblio-
thek tätigen Bediensteten des gehobenen Dienstes, Für die
Benutzungsordnung wird diese Bibliotheksversammlung um je
1 Vertreter der Fachbereiche und 4 Studenten erweitert,
Die Vertreter der Fachbereiche werden von diesen, die Stu-
denten von der Studentenschaft benannt.
5_89_Anderungen_der_Grundordnung
Bestimmungen der Grundordnung, die aus dem HNochschulgesetz
übernommen sind, ändern sich mit Inkrafttreten der entspre-
chenden Anderungen des Nochschulrasetzes.
UA
